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einkunft für dieses Land zu dem angegebenen Zeit­
punkt in Kraft.

b)  Für jedes verbandsfremde Land, das seine Bei­
trittsurkunde nach dem Inkrafttreten einer Gruppe von 
Artikeln dieser Fassung der Übereinkunft oder weni­
ger als einen Monat vor diesem Zeitpunkt hinterlegt 
hat, tritt diese Fassung der Übereinkunft vorbehalt­
lich des Buchstaben a)  drei Monate nach dem Zeit­
punkt der Notifizierung seines Beitritts durch den 
Generaldirektor in Kraft, sofern nicht ein späterer 
Zeitpunkt in der Beitrittsurkunde angegeben ist. In 
diesem Fall tritt diese Fassung der Übereinkunft für 
dieses Land zu dem angegebenen Zeitpunkt in Kraft.

(3) Für jedes verbandsfremde Land, das seine Bei­
trittsurkunde nach dem Inkrafttreten dieser Fassung 
der Übereinkunft in ihrer Gesamtheit oder weniger als 
einen Monat vor diesem Zeitpunkt hinterlegt hat, tritt 
diese Fassung der Übereinkunft drei Monate nach 
dem Zeitpunkt der Notifizierung seines Beitritts durch 
den Generaldirektor in Kraft, sofern nicht ein späterer 
Zeitpunkt in der Beitrittsurkunde angegeben ist. In 
diesem Fall tritt diese Fassung der Übereinkunft für 
dieses Land zu dem angegebenen Zeitpunkt in Kraft.

Artikel 22

Vorbehaltlich der gemäß Artikel 20 Absatz (1) Buch­
stabe b)  und Artikel 28 Absatz (2) zulässigen Ausnah­
men bewirkt die Ratifikation oder der Beitritt von 
Rechts wegen die Annahme aller Bestimmungen und 
die Zulassung zu allen Vorteilen dieser Fassung der 
Übereinkunft.

Artikel 23

Nach dem Inkrafttreten dieser Fassung der Über­
einkunft in ihrer Gesamtheit kann ein Land früheren 
Fassungen der Übereinkunft nicht mehr beitreten.

Artikel 24

(1) Jedes Land kann in seiner Ratifikations- oder 
Beitrittsurkunde erklären oder zu jedem späteren 
Zeitpunkt dem Generaldirektor schriftlich notifizieren, 
daß diese Übereinkunft auf alle oder einzelne in der 
Erklärung der Notifikation bezeichnete Hoheitsgebiete 
anwendbar ist, für deren auswärtige Beziehungen es 
verantwortlich ist.

(2) Jedes Land, das eine solche Erklärung oder eine 
solche Notifikation abgegeben hat, kann dem Gene­
raldirektor jederzeit notifizieren, daß diese Überein­
kunft auf alle oder einzelne dieser Hoheitsgebiete 
nicht mehr anwendbar ist.

(3) a)  Jede in der Ratifikations- oder Beitrittsur­
kunde abgegebene Erklärung gemäß Absatz (1) wird 
gleichzeitig mit der Ratifikation oder dem Beitritt und 
jede Notifikation gemäß Absatz (1) wird drei Monate 
nach ihrer Notifizierung durch den Generaldirektor 
wirksam.

b)  Jede Notifikation gemäß Absatz (2) wird zwölf 
Monate nach ihrem Eingang beim Generaldirektor 
wirksam.

Artikel 25
(1) Jedes Vertragsland dieser Übereinkunft ver­

pflichtet sich, entsprechend seiner Verfassung die not­
wendigen Maßnahmen zu ergreifen, um die Anwen­
dung dieser Übereinkunft zu gewährleisten.

(2) Es besteht Einverständnis darüber, daß jedes 
Land im Zeitpunkt der Hinterlegung seiner Ratifika­
tions- oder Beitrittsurkunde gemäß seinen innerstaat­
lichen Rechtsvorschriften in der Lage sein muß, den 
Bestimmungen dieser Übereinkunft Wirkung zu ver­
leihen.

Artikel 26

(1) Diese Übereinkunft bleibt ohne zeitliche Be­
grenzung in Kraft.

(2) Jedes Land kann diese Fassung der Überein­
kunft durch eine an den Generaldirektor gerichtete 
Notifikation kündigen. Diese Kündigung bewirkt zu­
gleich die Kündigung aller früheren Fassungen und 
hat nur Wirkung für das Land, das sie erklärt hat; 
für die übrigen Verbandsländer bleibt die Überein­
kunft in Kraft und wirksam.

(3) Die Kündigung wird ein Jahr nach dem Tag 
wirksam, an dem die Notifikation beim Generaldirek­
tor eingegangen ist.

(4) Das in diesem Artikel vorgesehene Kündigungs­
recht kann von einem Land nicht vor Ablauf von 
fünf Jahren nach dem Zeitpunkt ausgeübt werden, zu 
dem es Mitglied des Verbandes geworden ist.

Artikel 27

(1) Diese Fassung der Übereinkunft ersetzt in den 
Beziehungen zwischen den Ländern, auf die sie an­
wendbar ist, und in dem Umfang, in dem sie anwend­
bar ist, die Pariser Verbandsübereinkunft vom 
20. März 1883 und die folgenden revidierten Fassun­
gen dieser Übereinkunft.

(2) a)  Für die Länder, auf die diese Fassung der 
Übereinkunft nicht oder nicht in ihrer Gesamtheit, je­
doch die Lissaboner Fassung vom 31. Oktober 1958 
anwendbar ist, bleibt diese letztere in ihrer Gesamt­
heit oder in dem Umfang in Kraft, in dem sie nicht 
gemäß Absatz (1) durch diese Fassung der Überein­
kunft ersetzt wird.

b)  Ebenso bleibt für die Länder, auf die weder diese 
Fassung der Übereinkunft noch Teile von ihr, noch 
die Lissaboner Fassung anwendbar sind, die Londo­
ner Fassung vom 2. Juni 1934 in ihrer Gesamtheit 
oder in dem Umfang in Kraft, in dem sie nicht ge­
mäß Absatz (1) durch diese Fassung der Überein­
kunft ersetzt wird.

c )  Ebenso bleibt für die Länder, auf die weder 
diese Fassung der Übereinkunft noch Teile von ihr, 
noch die Lissaboner Fassung, noch die Londoner Fas­
sung anwendbar sind, die Haager Fassung vom 6. No­
vember 1925 in ihrer Gesamtheit oder in dem Umfang 
in Kraft, in dem sie nicht gemäß Absatz (1) durch 
diese Fassung der Übereinkunft ersetzt wird.

(3) Die verbandsfremden Länder, die Vertragspartei 
dieser Fassung der Übereinkunft werden, wenden sie 
im Verhältnis zu jedem Verbandsland an, das nicht 
Vertragspartei dieser Fassung oder das zwar Ver­
tragspartei dieser Fassung ist, aber die in Artikel 20 
Absatz (1) Buchstabe b)  Ziffer i) vorgesehene Erklä­
rung abgegeben hat. Diese Länder lassen es zu, daß 
ein solches Verbandsland in seinen Beziehungen zu 
ihnen die Bestimmungen der jüngsten Fassung der 
Übereinkunft, deren Vertragspartei es ist, anwendet.


